
Jesus war erschüttert
und bekräftigte: „Amen,
amen, das sage ich euch:
Einer von euch wird
mich verraten.“

Joh 13,21

BIMAIL

VON DOMINIK MARKL SJ

Ruanda, der Genozid und
die Traumata der Menschheit
Welcher Hochverrat an der Menschlichkeit hat mich zutiefst
erschüttert? Und was hilft mir, den Bruch zu überwinden?

K arima, mein ruandi-
scher Freund, ist Hutu.
1994 wurde er als Vier-

zehnjähriger Zeuge des ruan-
dischen Bürgerkriegs, in dem
etwa eine Million Tutsi durch
Macheten und Maschinenge-
wehrkugeln ihrer Hutu-Brüder
ums Leben kamen.

„Damals habe ich den
Glauben an die Menschheit
verloren“, sagt Karima. „Ich
habe erlebt, wie verführbar
Menschen sind.“ Seine Brüder
landeten im Gefängnis, weil
sie sich geweigert hatten, beim
Mordenmitzumachen.

Auch die katholische Kir-
che, der die meisten Ruander

angehören, konnte den Geno-
zid nicht aufhalten. Warum
Karima trotzdem noch glaubt
und Priester geworden ist,
möchte ich wissen. „Die Ver-
gebung hat mich gestärkt.
Jene, die den Mördern verge-
ben haben. Jene, die in die Ge-
fängnisse gegangen sind, um
den Mördern ihrer Mutter
oder ihrer Kinder zu vergeben.
Sie wurden für verrückt gehal-
ten. Aber ich denke, es ist eine
übermenschliche Kraft, die es
manchen ermöglicht hat, zu
vergeben.“

Unter meinen Studenten
in Nairobi gibt es Freundschaf-
ten zwischen Hutu und Tutsi.
Nach bald zwei Jahrzehnten
beginnen sie zaghaft, über die
Ereignisse des Genozids zu
sprechen, über das Leid auf
beiden Seiten.

Auch wenn der Glaube im
Völkermord vielfach versagt
hat, hilft er manchen, mit der
unfassbaren Vergangenheit
umzugehen. Es hilft, die Erfah-

rung der Verfolgung durch
Nachbarn und Freunde in bib-
lischen Texten ausgesprochen
zu finden: „Nicht ein Feind
verhöhnt mich, sonst würde
ich es ertragen; nicht mein
Gegner tut groß gegen mich –
vor ihm würde ich mich ver-
bergen; sondern du, ein
Mensch meinesgleichen, mein
Freund und mein Vertrauter,
die wir miteinander Gemein-
schaft genossen, ins Haus Got-
tes gingen in der Menge!“
(Psalm 55).

Josef, der als Jugendlicher
von seinen Brüdern beinahe
umgebracht wurde, kann sich
nicht mehr halten, als er nach
Jahrzehnten die Brüder wie-
dersieht – und erstmals den
kleinsten, dessen Unschuld
den Bruch in der Familie zu
heilen hilft: „Josef eilte, denn
er war zuinnerst berührt über
seinen Bruder und er musste
weinen.“ (Genesis 43,30)

D as Johannesevange-
lium sagt von Jesus
nur in zwei Episoden,

er sei „erschüttert“: beim Tod
seines Freundes Lazarus, und
als er vor seinem eigenen Tod
steht, der von Judas, einem
Freund, herbeigeführt wird.
Auch Jesus bekommt die über-
menschliche Kraft, seinen
Mördern zu vergeben.

Karimas größter Wunsch
ist es, einen Beitrag zur Ver-
söhnung in Ruanda zu leisten.
Hochverrat an der Mensch-
lichkeit erschüttert Biografien
von Einzelnen, Familien und
Nationen. Welche Unmensch-
lichkeit hat mich erschüttert?
Was hilft mir, den Bruch zu
überwinden?

Bimail steht für Bibelmail, ein
wöchentliches Rundschreiben
des Teams um Pater Georg
Sporschill, adressiert an Füh-
rungskräfte. Darin werden Leh-
ren aus der Bibel auf das Leben
von heute umgelegt.
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Kunst ist Kultur, und
„Braunschlag“ ist Kunst
„Alexander Wrabetz zum Trost:
ORF ist zumindest Anstalt der
,Kult-Kultur‘“, Quergeschrieben
von Rudolf Taschner, 11. 10.
Auch der Mathematiker ist zuwei-
len nicht gegen den Irrtum im-
mun. Zumal Kultur keine mathe-
matische Größe ist und Kunst
schon gar nicht. Kunst aber ist Kul-
tur, und „Braunschlag“ ist Kunst.

Nicht Nicholas (so lautet übri-
gens korrekt sein Vorname) Ofcza-
rek privat ist Kunst, die die Mutter
dem Kinde zeigen kann. Das wäre
wohl blanker Unsinn. Auch das,
was Nicholas privat so alles macht,
kann nicht als Kunst bezeichnet
werden. Das möge dem Kollegen

doch bitte erspart bleiben. Wra-
betz sagte auch nicht „alles“, son-
dern er verstünde nicht, warum
Ofczareks „Jedermann“ Kunst sei,
sein „Braunschlager“ aber nicht.

In diesem Fall muss ich Alex-
ander Wrabetz zustimmen, denn
das Werk des Künstlers ist Kunst.
Weil aber Kunst nicht gefällig ist,
muss sie auch nicht jedermann ge-
fallen. Also: „Braunschlag“ ist
Kunst, weil von Künstlern herge-
stellt, somit Kultur und dem Kul-
turauftrag des ORF entsprechend,
ob nun Kult oder keiner. Weil das
ja nicht der Sender entscheidet,
sondern das Publikum. Abgesehen
davon, dass es als österreichische
Produktion österreichischen
Künstlern im kulturellen Bereich
Arbeit beschert.
Clemens Aap Lindenberg,
Schauspieler, 1190Wien

* * *

Wahrheit zumutbar?
Zur Bundesheer-Diskussion
„Wenn ein Berufsheer dasselbe
kann, was wir heute machen, wird

es teurer. Und ich glaube, diese
Wahrheit kann man der Bevölke-
rung zumuten“, sagte Minister Da-
rabos genau heute vor zwei Jahren.

Warum ist er heute nicht mehr
ehrlich und sagt der Bevölkerung
die Wahrheit? Jene Wahrheit, die
für ihn vor zwei Jahren noch gegol-
ten hat. „Ich werde für die Wehr-
pflicht stimmen“, so der Minister
in einem Zeitungsinterview am
5. Oktober 2010.
Leopold Amberg, 8010 Graz

* * *

Schon wieder
verfassungswidrig!
„Richter müssen Eltern testen“,
von Philipp Aichinger, 11. 10.
Gänzlich abzulehnen ist die Rege-
lung von § 162 Abs 2 ABGB im Ent-
wurf zum neuen Familienrecht,
wonach dem Elternteil, in dessen
Haushalt das Kind hauptsächlich
betreut werden soll, das alleinige
Recht zukommt, den Wohnort des
Kindes zu bestimmen. Hier wird
wieder verfassungswidriges Fami-
lienrecht geschaffen, weil das ver-

Pizzicato
Esst mehr Schokolade!

W ieso bringenmanche Länder, gemessen an ihrer Be-
völkerungszahl, mehr Nobelpreisträger hervor als
andere? Die Sache scheint geklärt: Laut dem For-

scher FranzMesserli von der Columbia University erhalten
Länder mit hohem Schokoladekonsummehr Nobelpreise.

Welch Erleichterung, dass diese äußerst relevante und
durchaus einleuchtende Kausalkette endlich entdeckt wurde!
Vorschlag zur Lösung demografischer und bildungspolitischer
Probleme: Man ziehe zunächst aufs Land, am besten dorthin,
wo die Population von Störchen besonders hoch ist, denn
diese tragen ja bekanntlich zur Erhöhung der Geburtenrate
bei. Dann füttere man seine Nachkommenmit Schokolade, es
sollten auf jeden Fall mehr als sechs Kilo pro Kopf und Jahr
sein – und schon hat man viele kluge, leistungsstarke Kinder
mit erhöhter Chance auf den Nobelpreis.

Besonders gut schneiden scheinbar die Schweizer ab,
wenig Schokolade essen hingegen Japaner, Brasilianer und
Chinesen. Und doch – der Nobelpreis für Literatur ging heuer
an den chinesischen Autor Mo Yan. Zufall? Vielleicht bestätigt
hier die Ausnahme die Regel. Oder Mo hat einfachmehr Scho-
kolade gegessen als der Rest der Chinesen. SIG
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SPÖ muss wieder zur Lobby der
Menschen ohne Lobby werden
Gastkommentar. Sozialdemokratie muss sich ummaximale Glaubwürdigkeit
bemühen. Anfangen könnte sie mit dem Kampf gegen das kleine Glücksspiel.
VON NIKOLAUS KOWALL

D ie Regulierung der Spiel-
automaten ist auf den ers-
ten Blick kein gesell-

schaftspolitisches Topthema für
Österreich und die SPÖ. Dennoch
hat die Diskussion um das kleine
Glücksspiel große Symbolkraft für
die Sozialdemokratie.

Anhand des kleinen Glücks-
spiels können wir exemplarisch
untersuchen, wie stark ein kom-
merzielles Einzelinteresse eine Ge-
sellschaft in Geiselhaft nehmen
kann. Der gesellschaftliche Nutzen
des Automatenspiels ist im Saldo
deutlich negativ. Die enorme Ver-
schuldung der Spielsüchtigen rui-
niert Existenzen, zerstört Familien
und führt nachweislich zu einer
Zunahme an Gewalt gegen Frauen
um den Faktor zehn.

Die öffentliche Hand trägt die
sozialen Folgekosten von Arbeits-
losigkeit, Kriminalität und thera-
peutischen Behandlungen. Anrai-
ner sehen mit Argwohn, wie ganze
Straßenzüge von Spielkabinen und
Wettcafés verschluckt werden und

wehren sich mit Bürgerinitiativen,
wie zuletzt im fünften Wiener Be-
zirk geschehen. Selbst etliche Be-
troffene oder ehemalige Spielsüch-
tige bestärken uns in der Ausei-
nandersetzung um das Verbot. Das
kleine Glücksspiel hilft nieman-
dem, außer den Betreibern.

Dreiste Verdrehungen
Es gibt also eine einzige starke In-
teressengruppe, die in der Lage ist,
ihrem Partikularinteresse in der
Gesellschaft gehörig Platz einzu-
räumen. Ohne mit der Wimper zu
zucken wird uns die Glücksspielin-
dustrie erklären, weshalb ihr Inter-
esse deckungsgleich mit dem All-
gemeininteresse sei.

Auch die Pharmaindustrie, die
Mineralölindustrie, die Waffenin-
dustrie, die Atomindustrie oder die
Finanzindustrie: Sie alle erklären
uns, das Beste für sie sei auch das
Beste für die Gesellschaft – in all
diesen Fällen handelt es sich dabei
um dreiste Verdrehungen.

Es geht nie um das Wohl mög-
lichst vieler. Im Gegenteil, als
Faustregel kann man davon ausge-

hen, dass es jedes Mal, wenn sich
einschlägige Partikularinteressen
durchsetzen, dies zum Nutzen we-
niger und zum Schaden vieler ist.

Vertreter kommerzieller Parti-
kularinteressen nennt man ge-
meinhin Lobbys. Sie sind perfekt
auf die Anforderungen unserer
fragmentierten und globalisierten
Welt eingestellt. Sie interessieren
sich nicht für gesamtgesellschaftli-
che Zusammenhänge, sondern ha-
ben einige konkrete und klar abge-
grenzte Interessen. Sie operieren
global und nützen die Demokra-
tiedefizite internationaler Verträge
und der europäischen Ebene, um
nationale Parlamente zu umgehen.

Es sind Lobbys wie jene der
Glücksspielindustrie, die unsere
Demokratie käuflich machen. Ihr
zeitgenössischer Gegenpart sind
NGOs. Doch handelt es sich dabei
– um mit dem britischen Politik-
wissenschaftler Colin Crouch zu
sprechen – um Ruderboote der Zi-
vilgesellschaft, die mit den
Schlachtschiffen der Konzerne im
selben Gewässer um Einfluss
kämpfen. Die traditionellen Insti-



QUERGESCHRIEBEN

VON ANNELIESE ROHRER

Rote Retro-Politik sehr erwünscht,
„Durchflutung mit Demokratie“ etwa
Michael Häupl versteht seine Partei nicht mehr und zweifelt den Sinn einer Programmdiskussion
vor derWahl 2013 an. Stimmt. Es sind noch viele Bereiche aus dem Programm 1978 offen.

W iens Bürgermeister Michael
Häupl hat heute, Samstag,
durchaus die Chance auf

einen Erkenntnisgewinn, wenn er
beim SPÖ-Parteitag in St. Pölten eru-
iert, warum seine Partei in zwei oder
drei Jahren – da variieren bezeichnen-
derweise die Angaben – ein neues
Programm erarbeiten will.

Häupl versteht es nämlich nicht.
Die „Tiroler Tageszeitung“ zitiert ihn
so: „Was es für einen Sinn haben soll,
dass man in einem beginnenden
Wahlkampf eine Programmdiskussion
führt, entzieht sich meiner Kenntnis.“
Also sind seine Chancen auf Erkennt-
nisgewinn intakt. Vielleicht liegt der

Sinn darin, die Inhaltsleere der SPÖ-
Politik, die auch Juso-Chef Wolfgang
Moitzi nicht verborgen geblieben ist
(„inhaltliche Diskussionen kommen
in der SPÖ leider zu kurz“), zu überde-
cken – und die Tatsache, dass es keine
klaren und zu Ende diskutierten Posi-
tionen der SPÖ gibt, die nicht von dem
einen Granden oder dem anderen
Zwerg von links wieder angezweifelt
werden können. Siehe Wehrpflicht,
siehe Studiengebühren etwa.

Möglicherweise hat der angekün-
digte Auftakt zur Programmarbeit aber
auch ganz aktuell nur den Sinn, vom
Umfragetief für Werner Faymann und
dem Vertrauensverlust für die SPÖ ab-
zulenken.

Wie auch immer, Häupl kann sich
ja bei seinen Freunden erkundigen.
Vielleicht kann er von ihnen auch er-
fahren, dass der offenkundige Trend
zur roten Retro-Politik (trotz aller De-
mentis, personifiziert im Programm-
koordinator Karl Blecha) kein Zufall
ist. Dem Parteitag liegt nämlich heute

ein Antrag der Jungsozialisten zur Er-
arbeitung des Programms vor, der mit
den Worten Blechas zum Programm
1978 begründet wird. Wie zeitgemäß!

Eigentlich müsste sich die SPÖ gar
nicht mit einem neuen Programm he-
rumschlagen, sondern nur diese Re-
tro-Politik noch konsequenter verfol-
gen. Denn 1978 wurde die „Durchflu-
tung aller Bereiche mit Demokratie“
postuliert. Das müssten Faymann &
Co. nur gerade jetzt vorantreiben. Es
würde schon genügen, nicht mit Aus-
sageverweigerung des SPÖ-Chefs im
und mit brachialem Abwürgen des
U-Ausschusses zur Korruption das ge-
naue Gegenteil zu betreiben.

Die Schleusen zu einer neuen De-
mokratisierung zu öffnen, ist vielleicht
von den Faymanns, Rudas, Kräuters
im Österreich von heute zu viel ver-
langt. Aber die Einhaltung eines lang-
jährigen Versprechens, U-Ausschuss
als Minderheitsrecht im Parlament, ist
wohl das Mindeste, das eingefordert
werden kann.

D as sollte der Parteitag heute
verbindlich beschließen.
Dann hätte er wenigstens

einen Sinn. Denn die offiziellen Leit-
anträge zu Verteilung, Finanzmärkten,
Schule etc. lesen sich wie Allerwelts-
geschichten – ganz im Sinne des Juso-
Antrags: „Aus unserer Sicht braucht es
. . . keine SPÖ, wenn diese sich als ver-
blasste, orientierungslose und mut-
lose Partei der Mitte geriert.“ Und
wirklich kontroversielle Themen wie
Gabi Burgstallers Studiengebühren
wurden ganz wie in alten Zeiten per
Zuweisung an eine Kommission vor-
weg begraben.

Der größte Schaden für die SPÖ
entsteht jedoch dadurch, dass sie auch
unter Faymann keine wirkliche „Er-
zählung“ gefunden hat, welche die
Menschen betrifft oder interessiert.
Häupl aber ist heute Franz Mittlers
Reim ins Stammbuch zu schreiben:
„Den Mutigen bangt selten, warum
graut Dir vor St. Pölten.“

} Reaktionen senden Sie bitte direkt an: debatte@diepresse.com

Der große
Gastkommentar
am Montag:
Die mögliche
Balkanisierung
Spaniens: Von
der Lust auf Un-
abhängigkeit in
Zeiten der Krise.
Von Karin Kneissl

Jusos vor dem Parteitag heute:
Die SPÖ ist als „verblasste,

orientierungslose und mutlose
Partei der Mitte“ entbehrlich.
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fassungsrechtlich gewährleistete
Recht auf Kontakt zwischen Eltern
und Kindern durch diese Regelung
übergangen wird. Der betreffende
Elternteil kann jederzeit ausdrück-
lich ganz legal (!) ohne Begrün-
dung mit den Kindern irgendwo-
hin ins Ausland übersiedeln und
somit den Kontakt der Kinder mit
dem anderen Elternteil de facto
völlig verhindern.

Wo bleibt hier die Berücksich-
tigung des Kindeswohls und des
Rechts des Kindes auf Kontakt zu
beiden Elternteilen? Nach der gel-
tenden Rechtslage in der BRD
kann der Wohnort der Kinder auch
bei getrennt lebenden Eltern, so-
fern beide die Obsorge haben, nur
mit Zustimmung beider Elternteile
oder mit Zustimmung des Ge-
richts, das dabei das Kindeswohl
und das Kontaktrecht zu beachten
hat, verlegt werden.

Deshalb möchte ich vorschla-
gen, Abs 2 folgendermaßen zu for-
mulieren: „Soll der Wohnort des
Kindes in das Ausland oder in ein
anderes Bundesland in Österreich
verlegt werden, bedarf es entweder

der Zustimmung des anderen El-
ternteils, es sei denn, es wäre ihm
das Kontaktrecht entzogen, oder
der Zustimmung des Gerichts,
welches bei der Entscheidung auf
das Kindeswohl zu achten hat.“
Dr. Albert Haunschmidt, 4070 Eferding

* * *

Wissenschaftler sichern
auf Dauer Arbeitsplätze
„Das Land, in dem sich jede tolle
Tat unerbittlich zu rächen pflegt“,
von Christian Ortner, 12. 10.
Ein so kleines Land wie Österreich
müsste, um im globalen Wettbe-
werb mithalten zu können, Wis-
senschaftseliten hervorbringen.

Aber woher kommen die meis-
ten Nobelpreisträger? Natürlich
aus Amerika, dessen Unis an vor-
derster Stelle im Ranking stehen
und dessen Studierende auch be-
reit sind, Geld in ihre Zukunft zu
investieren. Hochbegabte werden
mit ausreichenden Stipendien ge-
fördert. Nicht Manager und Bank-
direktoren mit Spitzengehältern,
sondern Spitzenwissenschaftler in

Grundlagenforschung und Tech-
nologie sichern auf Dauer Arbeits-
plätze.
Monika Bartko, 3032 Eichgraben

* * *

Klug und tiefsinnig
„Das Spiel um das Überleben Eu-
ropas hat bereits begonnen“, GK
vonMichael Amon, 10. 10.
Ich gratuliere Herrn Amon zum
klugen, tiefsinnigen Kommentar
zu Menasses „Der Europäische
Landbote“. Auf solche Menschen
sollten unsere politischen Ent-
scheidungsfinder hören.

Gut, dass sie in der „Presse“
ein Forum bekommen.
Ingrid Herzog-Müller, 2460 Bruck

* * *

Das Jahr des Glaubens
ist ja noch jung
Gastkommentare v. Gerda Schaf-
felhofer undHelmut Trutt, 11. 10.
Der „Ritterorden vom Hl. Grab“
fühlt sich getreu dem Auftrag sei-
ner Mitglieder, „Zeugen der Aufer-

stehung zu sein“, besonders dem
Wunsch des Hl. Vaters verpflichtet,
anlässlich des Konzilsjubiläums
ein Jahr des Glaubens zu begehen.
Die Aufgabe, tiefere Einsichten in
den christlichen Glauben zu ge-
winnen und damit die kleinlichen
Alltagsstreitigkeiten zu überwin-
den, bedarf der Unterstützung des
Qualitätsjournalismus.

Diesem Bedürfnis werden die
o. a. Gastkommentare – nicht bös’
sein – wenig gerecht. Die Auswahl
eines vielleicht ein wenig nostalgi-
schen Konzilslobs der neuen Prä-
sidentin der Katholischen Aktion
und der Meinung eines Priesters,
der bei einer demonstrativen Auf-
zählung von Glaubensinhalten ne-
ben der Jungfräulichkeit der Got-
tesmutter nur noch Hölle und
Fegefeuer, die päpstliche Unfehl-
barkeit und die Ablasslehre nennt,
scheint mir eher von dem journa-
listischen Bestreben geleitet, die
Leserschaft mit Konflikten zu er-
götzen.

Ich weiß schon: Unstimmig-
keiten darzustellen ist journalisti-
sche Pflicht. Das Konzil, bei dessen

Eröffnung vor 50 Jahren Papst Jo-
hannes XXIII. von einer beständi-
gen Lehre gesprochen hatte, die al-
lerdings so erforscht und ausgelegt
werden müsse, wie unsere Zeit es
verlangt, hatte aber gewiss nicht
den Zweck, das Trennende vor das
Gemeinsame zu stellen. Und da-
rüber sollten wir – zumindest auch
– reden. Aber das „Jahr des Glau-
bens“ ist ja noch jung . . .
Dr. Karl Lengheimer, Statthalter des
Ordens d. Ritter vom Hl. Grab für Österr.

tutionen unserer Demo-
kratie wie Parteien, Ge-
werkschaften, Verbände

hingegen sind thematisch breit
aufgestellt, in ihren jeweiligen Po-
sitionen aber wenig beständig,
weil oft an tagespolitischen, takti-
schen Überlegungen orientiert. Sie
sind lediglich national organisiert
und konstitutiver Bestandteil des
politmedialen Komplexes aus Par-
teien, Medien, PR-Welt und staats-
naher Wirtschaft. Sie sind – je nach
Institution unterschiedlich stark –
an ihren Rändern oder teilweise
bis in ihre Zentren von Lobbys
durchsetzt oder gesteuert.

Damit sind wir beim Kern der
Sache angelangt. Die Glücksspiel-
industrie hatte sich geschickt in die
SPÖ hineinlobbyiert. Es ist gar
nicht davon auszugehen, dass je-
mand bestochen wurde. Das Spon-
soring der Wiener Bezirksfestwo-
chen, der SPÖ-Zeitung und sogar
des Festes am 1. Mai haben das
ihre dazu beigetragen, Glücksspiel-
konzernen einen wichtigen Stel-
lenwert in der SPÖ einzuräumen.

Verlorene Glaubwürdigkeit
Bei marktgläubigen oder ideolo-
gisch beliebigen Parteien wird so
etwas eher in Kauf genommen. Für
eine Partei, die es als historische
Aufgabe sieht, kompromisslos auf
der Seite jener zu stehen, die eben
keine Lobby haben, ist das hinge-
gen unverzeihlich. Es hilft der SPÖ
wenig, dass andere Parteien syste-
matisch von Lobbys durchsetzt
sind und persönliche Bereiche-
rung dort „part of the game“ ist.

Obendrein will sich die Bevöl-
kerung in einer orientierungslosen
Zeit darauf verlassen können, dass
es in der gesamten undurchsichti-
gen Kakofonie der öffentlichen
Diskussion Stimmen gibt, die frei
von Lobbyinteressen aufrichtig
Überzeugungen vertreten. Die So-
zialdemokratie ist prädestiniert,
diese Aufgabe zu übernehmen und
sie war wohl in jenen Zeiten am
einflussreichsten, in denen sie am
glaubwürdigsten als Lobby der
Menschen ohne Lobby agiert hat.
Weil diese Glaubwürdigkeit heute

abhanden gekommen ist, versucht
man sich mit kleinkarierten Lö-
sungen auszuhelfen. Inserate in
Zeitungen bringen ein, zwei Mal
eine positive Berichterstattung.
Aber was hilft das langfristig?

Rote Dompteure
All jene Medien, die journalisti-
schen Ethos hochhalten, werden
die SPÖ dafür kritisieren – inhalt-
lich zu Recht, in der Aufmachung
nicht frei von Hysterie. Überdies,
die subventionierten Medienzaren
werden morgen vielleicht schon
von jemand anderem gekauft. Der
zum Jahreswechsel versuchte Zu-
griff auf den ORF brächte auf den
ersten Blick ein bisschen Einfluss.
Aber was hilft das langfristig? Alle
jene Redakteure und Redakteurin-
nen, für die Gewissensfreiheit
einen hohen Stellenwert hat, wer-
den jede Gelegenheit beim Schopf
packen, den roten Dompteuren
des ORF eines auszuwischen.

Überdies, beim nächsten Re-
gierungswechsel wird sich die
neue Regierung schamlos am ORF
vergreifen und das Spielchen um
Einfluss erneut beginnen. Alle
kleinlichen Versuche, irgendetwas
in dieser Republik unter direkte
Kontrolle zu bringen, wird sich
mittelfristig als Bumerang erwei-
sen. Noch schlimmer: Diese Me-
thoden machen die SPÖ-Führung
selbst zu einer Art Lobbyistin.

Sie kämpft, sichtbar für alle Be-
obachter, für ihr eigenes Interesse,
statt diese Kraft für Vertretung der
Interessen aller Menschen ohne
Lobby zu verwenden.

Handeln aus Überzeugung
Wer sich nicht mit kurzsichtigen
Tricks zur nächsten Umfrage ret-
ten möchte, wird darauf angewie-
sen sein, auf eine andere Währung
im politischen Geschäft zu setzen.
Es gibt in der Politik nur eine ein-
zige Währung, die nachhaltiges
Vertrauen und langfristige Stabili-
tät garantiert: maximale Glaub-
würdigkeit. Sie ist das einzige be-
ständige Kapital der Politik.

Nur authentisches Handeln
aus Überzeugung kann eine Feuer-
mauer gegen Lobbyinteressen bil-
den und diese glaubwürdig als
Partikularinteressen entlarven.
Wer aber selbst im Glashaus sitzt,
kann schlecht mit Steinen werfen.
Der Kampf gegen das kleine
Glücksspiel ist deshalb von großer
Bedeutung für die Sozialdemokra-
tie, weil es eine symbolträchtige
Auseinandersetzung zwischen
Überzeugungen einerseits, Lobby-
interessen andererseits ist. Es ist
ein Kampf um die Glaubwürdig-
keit der SPÖ – der Lobby der Men-
schen ohne Lobby.

} E-Mails an: debatte@diepresse.com
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Nach Faymann-Debakel: SPÖ, was nun?
Sozialdemokratie. Eine Personaldebatte
wird noch hintanzuhalten versucht. Die Folge
der Abstrafung des Parteichefs am Parteitag
könnte jedoch ein weiterer Linksruck sein.

VON OLIVER PINK

[WIEN] Macht man nichts, macht
man auch nichts falsch. Nach die-
ser Devise agierte Werner Fay-
mann bisher. Nun macht er was –
er setzt das Berufsheer in seiner
Partei durch, ebenso den Fiskal-
pakt, er lässt neue Transparenzre-
geln Gesetz werden und dreht,
wenn man so will, den
U-Ausschuss ab – und macht es
damit auch keinemwirklich recht.

Denn die blamablen 83,43 Pro-
zent, die Werner Faymann bei sei-
ner Wiederwahl zum SPÖ-Chef
einfuhr, haben nicht bloß einen
Grund, sondern verschiedene, ei-
nander auch noch widersprechen-
de Ursachen. Neben der wenig
charismatischen Persönlichkeit
des Parteivorsitzenden selbst.

Die einen sind mit der
U-Ausschuss-Verweigerung unzu-
frieden. Die anderenmit der Ände-
rung der Linie bei der Landesver-
teidigung. Doch auch Gabi Burg-
staller, die diesen Unmut artiku-
lierte, wurde auf dem Parteitag ab-
gestraft und erhielt bei ihrer Wahl
in den Vorstand nur 86,63 Prozent
– wobei bei Burgstaller noch hin-
zukommt, dass ihr das Eintreten
für die Studiengebühren angekrei-
det wird.

Die Parteilinke wiederum be-
gehrt gegen den Fiskalpakt auf. Ein
Pro-Fiskalpakt-Antrag auf dem
Parteitag wurde mit 70 Streichun-
gen bedacht. 85 Streichungen hat-
te dann Werner Faymann bei sei-
ner Wahl zum Parteivorsitzenden.

Unmut über Transparenzgesetz
Zudem sind rote Vorfeldorganisa-
tionen mit dem Transparenzgesetz
unglücklich, manche, wie der
ASKÖ oder die Naturfreunde, ha-
ben deshalb die Partei verlassen,
andere, wie die FSG und der Pen-
sionistenverband, haben sich
(Umgehungs-)Konstruktionen ein-
fallen lassen, um auch künftig zu
Spenden zu kommen, ohne diese
allzu offen deklarieren zumüssen.

Auch für SPÖ-Bundesge-
schäftsführerin Laura Rudas sind
der Fiskalpakt und das Transpa-
renzgesetz schuld am schlechten
Abschneiden. „Das hat man ja
schon bei der Diskussion zuvor am
Parteitag gesehen, dass der Fiskal-
pakt sehr emotionalisiert. Obwohl
er notwendig ist.“ Ihr Kompagnon
Günther Kräuter fordert gar eine
Novelle des Transparenzgesetzes:
„Die kleinen Funktionäre sehen,
dass die schwarz-blauen Korrup-
ten noch immer frei herumlaufen,
während sie sich selbst sogar bei
Tombolas mit strengen Vorschrif-
ten abmühen müssten.“ Kräuter
fordert daher eine Bagatellgrenze.

Faymann: Fiskalpakt schuld
Die Parteiführung war nach dem
letztlich missglückten Parteitag de-
monstrativ bemüht zusammenzu-
rücken. Und auch Werner Fay-
mann selbst meldete sich gestern
in der „Zeit im Bild“ zu Wort und
nannte als Ursache für sein
schlechtes Abschneiden seine Un-
terzeichnung des Fiskalpakts („Das
war nötig, ich verantworte das“).
Auch die Kehrtwende bei der
Wehrpflicht sei nicht optimal vor-
bereitet worden. Er wolle nun auch
jene 85 Delegierten überzeugen,
die ihn nicht gewählt haben.

Vermutlich ist der Großteil da-
von am linken Flügel der SPÖ zu
finden. Die Parteijugend, aber
auch die widerspenstige „Sek-
tion 8“ machen schon seit Länge-
rem gegen den Fiskalpakt im Spe-
ziellen und gegen eine Verbürger-
lichung der SPÖ – dazu zählt auch
die zunehmende Akzeptanz der
Studiengebühren – im Allgemei-
nen Stimmung. Will Faymann also
auch diese Gruppen und ihre Sym-
pathisanten stärker an sich bin-
den, dann kann das nur einen wei-
teren Linksruck bedeuten. Die bis-
herigen diesbezüglichen Bemü-
hungen, die Forderung nach Erb-
schafts-, Vermögen- und Schen-
kungssteuer sowie die Finanz-
transaktionssteuer, als deren Urhe-

ber Werner Faymann am Parteitag
gefeiert wurde, reichten anschei-
nend noch nicht.

Für Niki Kowall, den Sprecher
der Sektion 8, ist das Faymann-Er-
gebnis aber kein reiner Denkzettel
der Linken. „Das war ein multifak-
torelles Ereignis.“ Nicht nur der
Fiskalpakt sei dafür verantwortlich,
sondern auch das Verhalten rund
um den U-Ausschuss – und die
Wiener Partei, die mit dem Trans-
parenzgesetz unzufrieden sei.

Doch was ist, wenn der harmo-
niebedürftige Werner Faymann,
nicht zuletzt vom Wahlergebnis
am Parteitag desillusioniert, nun
doch nicht als Spitzenkandidat in
die nächste Wahl gehen will? Dann
stünde wohl Sozialminister Rudolf
Hundstorfer als Alternative bereit.
Oder man müsste sich um einen
Kandidaten von außen bemühen –
etwa ÖBB-Chef Christian Kern.

Faymann-Streichungen „feig“
Derzeit, so versichern Faymanns
Getreue, sieht es aber nicht da-
nach aus. Der Parteivorsitzende
und Bundeskanzler sei entschlos-
sen, trotz der Irritation weiterzu-
machen. „Und wenn man die sehr
positive Stimmung am Parteitag
mitbekommen hat, dann sollte da-
ran kein Zweifel bestehen“, meint
auch Laura Rudas. Und selbst der
bisher eher als Faymann-Skeptiker
bekannte oberösterreichische
SPÖ-Chef Josef Ackerl stellte sich
demonstrativ hinter den Bundes-
parteivorsitzenden und nannte
jene, die diesen per Stimmzettel
abgestraft hätten, „feig“.

Wirft Werner Faymann den Vorsitz hin, könnte ihm Rudolf Hundstorfer (l.) nachfolgen. Noch ist es aber nicht so weit. [ APA ]

Was bisher geschah
Mit 83,34 Prozentwurde Werner
Faymann am Samstag als SPÖ-
Chef wiedergewählt. Es ist das
schlechteste Ergebnis der jüngeren
Parteigeschichte bei einer Wahl
ohne Gegenkandidaten. Bisher war
Fred Sinowatz mit 88 Prozent im
Jahr 1987 Negativrekordhalter. Bei
der Wahl in den Vorstand wurden
auch Gabi Burgstaller (86,63
Prozent) und Josef Cap (88,66
Prozent) abgestraft. Faymann
erhielt bei dieser Vorstandswahl
87,48 Prozent.

TIROLERUNISWOLLEN FUSION
Geheimes Strategiepapier. Führende Vertreter von Universität undMed-Uni
Innsbruck sprechen sich für deren Zusammenlegung aus. ForumBildung S. 22
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SIEG IN LINZ
Viktoria Asarenka, die Nr. 1 im Damentennis,
gewinnt die Generali Ladies Linz ohne
Satzverlust. SEITE 12
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